
Als Reaktion auf den internationalen Terrorismus zeichnet sich in Europa im 
Konflikt zwischen Sicherheit und Freiheit zunehmend ein Verlust rechtsstaatlicher 
Garantien ab. Vor allem im Ermittlungsverfahren hat der Beschuldigte hier 
gravierende Restriktionen hinnehmen müssen. Obwohl das Recht auf Verteidiger-
beistand eines seiner fundamentalsten Verfahrensrechte ist, wurde es im Ermitt-
lungsverfahren und speziell in der polizeilichen Vernehmung aufgrund dominie-
render Strafverfolgungsinteressen vergleichsweise schwach ausgestaltet. Angesichts 
dieser Entwicklung analysiert die Autorin in einer rechtsvergleichenden Unter-
suchung die normative Gewährleistung des Rechts auf Verteidigerbeistand im 
deutschen und englischen Strafverfahren im Hinblick auf seine Entstehung, den 
Geltungsbereich, die Grenzen und die Mechanismen zu seiner Durchsetzung. Als 
Vergleichsmaßstab dient dabei der Mindeststandard der EMRK, anhand dessen 
das deutsche und das englische Modell der Verteidigerkonsultation nach der 
Kompatibilität mit den völkerrechtlichen Vorgaben bewertet und in das Spektrum 
der formellen Verteidigung in Europa eingeordnet werden.

Abschließend formuliert die Autorin eine Theorie zur formellen Verteidigung im 
Ermittlungsverfahren und konkretisiert im Wege einer systematisch-teleologischen 
Gesetzesinterpretation, einer Analyse der Rechtsprechung des BVerfG und der 
Erkenntnisse der Fehlurteilsforschung die Situationen, in denen eine Verteidigung 
des Beschuldigten für eine gerechte Entscheidung wirklich notwendig ist, um dem 
Rechtsanwender Kriterien zur Beurteilung auch bislang nicht höchstrichterlich 
entschiedener Konstellationen an die Hand zu geben.
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Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales 
Strafrecht in Freiburg ist Teil der Max-Planck-Gesellschaft,  
deren Aufgabe die Förderung der Grundlagenforschung ist.  
Das Institut gliedert sich in die von Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Ulrich 
Sieber geleitete strafrechtliche Forschungsabteilung und die von 
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-Jörg Albrecht geführte krimino-
logische Forschungsabteilung.
Das gegenwärtige Forschungsprogramm des Instituts umfasst 
neben Untersuchungen zu den Grundlagenfragen von Strafrecht, 
Rechtsvergleichung und Kriminologie vor allem drei zentrale 
Herausforderungen, die mit den Begriffen „Weltgesellschaft“, 
„Informationsgesellschaft“ und „neue Risikogesellschaft“ schlag-
wortartig umschrieben werden: Kriminalität wird globaler; sie 
nutzt zunehmend internationale Datennetze; ihre Auswirkungen 
können – durch Technik und Organisation – schon im Einzelfall 
gesamtgesellschaftliche Bedeutung erlangen. 
Aktuelle Forschungen des Instituts betreffen deswegen ins- 
besondere Ziele und Methoden der Rechtsvergleichung und der 
Rechtsharmonisierung, strafrechtliche Modellgesetze, europäisches 
Strafrecht, Völkerstrafrecht, Internet- und Informationsstrafrecht, 
Geldwäsche, organisierte Kriminalität, Terrorismus, Kriminalität 
in Post-Konfliktgesellschaften sowie empirische Strafverfahrens-
forschung, alternative Methoden der Kriminalprävention,  
Reaktionen auf gefährliche Straftäter und Opferforschung.
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